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biete der direkten Steuern 


Neuenburger Banditenblatt, „Die Avantgarde“, kur- [fol auf die bisb zollfreien Artikel gelegt werden! 5 
müſſen. 


zer Hand aus der Welt ſchafften. Sie haben da- Von der für da Jahr 1877 ſtatiſtiſch ermittelten 


Ablonnements⸗Einladung. 


Unſere geehrten Leſer, namentlich die 


ſein können und fein 


EB 
BE 


3 | auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
* nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
I neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
treigniſſen, aus den Reichs⸗ 
tags⸗ und Kammerberichten, 
aus den lokalen und provin⸗ 
ziellen Begebniſſen darbieten, unſere 
I telegraphiſchen Depeſchen fin 
| ſo bekannt, daß wir es uns verſagen 
bnnen, zur Empfehlung unſerer Zeitung 
irgend etwas zuzufügen. Wir werden auch 
fernerhin den orientaliſchen Angelegenheiten, 
eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit widmen. 
Wir werden ebenſo für ein ſpannen⸗ 
bes und intereſſantes Feuil⸗ 
leton ſorgen. Der Preis der einmal 
Fr täglich erſcheinenden Pommerſehen Zei: 
una hehe auf allen Poſtanſtalten außer⸗ 
m ierteljährlich nur eine Mark fünf⸗ 
Pfennige. Der Preis der 


beträgt außerhalb auf allen Poſtanſtalten 
BE sicrteljährlich nur zwei Mark, in Stettin 
in der Expedition monatlich 50 
Pfennige, mit Bringerlohn 70 


Pfennige. 
f Die Redaktion. 


mei - — 
Deutſchland. 
| Berlin, 23. Dezember. Heute findet eine 
Plenarſitzung des Bun desraths ſtatt, auf deren Ta⸗ 
ges ordnung außer dem mündlichen Bericht der bei⸗ 
den Ausſchüſſe für Zoll⸗ und Steuerweſen und für 
Handel und Verkehr über den deulſch öſterreichiſchen 
Handelsvertrag, über welchen die Ausſchüſſe am 
Sonnabend berathen und ihr Gutachten feſtgeſtellt 
haben, das Schreiben des Reichskanzlers in Betreff 
der Reviſton des Zolltarifs ſteht, welches die hieſt⸗ 
gen Abendblätter mittheilen. Was dieſes Schreiben 
betrifft, jo eikennt man, daß hier ein allſeitig durch 
dachten, mit derjenigen Umſicht und Kühnheit, welche 
wan beim gieichskanzler gewohnt iſt, auf den be⸗ 
tbierrſchenden Kern der Verhältniſſe eindringende: 
Pan vorliegt. Dies gilt, wenn man nur den bie 
schen finanziellen Zweck in's Auge faßt. Nicht 
minder bedeutungsvoll iſt der indirekte Erfolg des 
Planes, eines Geſammtſchutzes der einheimiſchen 
ö Produktion, da bei einem Tarif, wie ihn der Reichs⸗ 
kanzler in's Auge gefaßt hat, nicht einzelne Klaſſen 
der nationalen Produktion privilegirt, ſondern allt 
6. gleichmäßig günstiger geſtaltet werden, jo kann nicht 
— die Rede von Schußzollen in gewöhnlichem Sinne 
ſei. Der Kanzler unterläßt jedoch nicht, in ſeinem 
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Kauf Schreiben zu betonen, daß, wenn dieſer erwünſchtt 
ſchma Erfolg eintreten ſoll, die willkürlichen Einfuhrprä⸗ 
f la mien aufhören müſſen, welche die Eiſenbahn⸗Ver⸗ 


waltungen jetzt nach Belieben bald dieſem, bald 
jenem Zweig der Produktion des Auslandes ge- 
währen. 

Der Finanzminiſter Hobrecht iſt geſtern aus 
Friedrichsruhe zurückgekehrt. Der allzureiche My⸗ 
thenkranz, den man um den reiſenden Miniſter ge- 
ſchlungen, dürfte jetzt zerreißen. Es lag in der 
That nabe genug, Angeſichts der unaufſchiebbaren 
Schritte in der Steuerreform eine Beſprechung zwi⸗ 
ſchen dem Reichskanzler und dem Flinanzainiſter 
vorauszuſetzen, alles Weitere aber iſt leere Konjek⸗ 
tur. Spricht doch die „Voſſiſche Zeitung“ ſogar 
von einem Gerücht, demzufolge der frühere Finanz⸗ 
miniſter ſich gleichzeitig in Friedrichsruh befunden 
hätte. Sie fetzt freilich hinzu, das Gerücht bedürfe 
der Beſtätigung; richtiger hätte fie gejagt, daſſelbe 
bedürfe keiner Widerleßung. Herr Camphauſen ge- 
nießt ungeſtört die milde Luft Italiens. 

Berlin, 23. Dezember. Die „Nat.⸗Zeitung“ 
ſchreibt: 

Unſere verehrten Freunde und Nachbaren, die 
Schweizer, haben ſich als realiſtiſche und verſtän⸗ 
dige Politiker gezeigt, als ſie zugriffen und das 


mit viel Lärm, Anſtoß und Aergerniß aus der Welt Geſammteinfuhr n Werthe von ca. 3800 Millio⸗ 


lich erſcheinenden Stettiner e 


geſchafft. Wir ſprechen dabei von den Schweizern, nen Mark find, die das Schreiben hervorhebt, nur 
denn der Bundestath, der dieſen Akt der Polizel 
vornahm, hat zweifellos nur das erfüllt, was die 
ganz überwiegende Mehrzahl der Bevölkerung von 
Dieſer Strom der 


ihm erwartete und verlangte. 
öffentlichen Meinung ging in der That fo ſtark 


brachte, ſich mit einigen lauen 
und verklauſulirten Redensarten begnügte. 


hauſe. 


außerhalb derſelben zufrieden ſein. 


Der Bundesrath wird, fo hob Herr Ander- 
wert hervor, wie es bisher geſchehen, ohne irgend 


welche Beeinfluſſung von Außen, fortfahren, den 
beſtehenden Traditionen gemäß das Aſylrecht auszu⸗ 
üben. Er wird allen politiſch Verfolgten, fie mö⸗ 
gen einer Parteirichtung angehören, welcher fie wol⸗ 
len, fernerhin ein freies Aſylrecht gewähren, aber er 
verlangt von den Flüchtenden, daß ſie ſich ruhig 
und friedlich niederlaſſen und den öffentlichen Frie⸗ 
den weder im Innern noch nach Außen ſtören. Der 
Bundesrath werde das Aſyl Denjenigen verweigern, 


welche unſer ſchweizeriſches Gebiet zu Angriffen oper ver 


zu Droh 


wage ien verbercheviſchen Untrtehrn gegen, 
die effentliche Dibsung und Sicherheit der Nach ⸗ 
barſtaaten mißbrauchrn und dadurch die Gefahr her⸗ 
aufbeſchwören, daß die freundſchaftlichen Beziehun- 
gen, wie fie zur Zeit zwiſchen der Schweiz und 
allen ſie umgebenden Nationen beſtehen, geſtört wer⸗ 
den könnten. 

Diefe Grundſätze, die jeder Staat für fein 
Gebiet acceptiren kann, ſchiinen uns vollſtändig dae 
zu enthalten, was das internationale Recht wie die 
öffentliche Moral einem Staate auferlegen. Dies 
Einſchreiten der ſchweizer Behörden wie der Verlauf 
der Interpellation im Nationalrath muß namentlich 
bei allen denen in Deutſchland einen befriedigenden 
Eindruck machen, welchen die Aufrechterhaltung de 
guten Beziehungen mit unſeren ſchweizeriſchen Nach ⸗ 
baren am Herzen liegt. 

Die Gerüchte über diplomatiſche Noten und 
geſandtſchaftliche Eröffnungen, wie ſie auch von Bern 
jeloft aus vielfach verbreitet wurden, haben auch in 
Deulſchland velſach unangenehm berührt und eigen⸗ 
thümliche Betrachtungen hervorgerufen. Man konnte 
einen Grund nicht abſehen, aus dem die Schweiz 
ſich zu einer Heimſtätte des Verbrechens machen 
wolle oder warum man andererſeits politiſch Ver⸗ 
bannten und Flüchtigen die Möglichkeit eines ruhi⸗ 
gen Aufenthaltes zu entziehen gedenke. Die De⸗ 
mentivung aller folder. angeblichen Vorgänge iſt die 
Entfernung eines dunklen Punktes am politiſchen 
Horizont. Wir ſind von dem praktiſchen Sinn und 
der Lopalität der Schweiz überzeugt, daß die Grund⸗ 
füge, welche Herr Anderwert entwickelte, die Richt⸗ 
ſchnur der ſchwelzer Behörden bilden werden und die 
Schweiz nicht in die Lage kommen wird, weder ge⸗ 
gen ihre ehrenvollen Traditionen, noch gegen ihre 
internationalen Verpflichtungen zu verſtoßen. 


— Das zollpolitiſche Programm des Reſchs⸗ 
kanzlers iſt jetzt gleichzeitig mit der Rückkehr des 
Finanzminiſters Herrn Hobrecht aus Friedrichsruh 
durch die Veröffentlichung eines an den Bundesrath 
gerichteten Scheribens vom 15. Dezember, betreffend 
die Reviſton des Zolltarlfs, an die Oeffentlichkeit 
gelangt. Wir bringen das bedeutfame Schriftftüd 
an anderer Stelle zum Abdruck. In dieſem Schrei⸗ 
ben ſpricht ſich Fürſt Bismarck für die Rückkehr zur 
Zollpolitik von 1818 aus Im Prinzip ſoll der 


geſammte Import mit einem mäßigen Zoll belegt abgaben eine Höhe erreicht, welche drückend iſt, und 


werden, der zollfreie Eingang gewiſſer Artikel nur 
die Ausnahme bilden. Unter dieſe Ausnahmen wer⸗ 
den insbeſondere die für die heimiſche Induſtrle 
unentbehrlichen ausländiſchen Rohſtoffe, wie Baum 
wolle ꝛc. begriffen Dagegen werden Getreide und 
Vieh unter den Ausnahmen wenigſtens nicht aus⸗ 
drücklich aufgeführt. Als Hauptzweck der einzufüh⸗ 
renden allgemeinen Zollpflichtigkeit der eingehenden 
Waaren wird die Steuerreform in den Vordergrund 
geſtellt. Eine möglichſt umfaſſende Ausbildung des 
indirekten Steuerſyſtems bei gleichzeitiger Erleichte⸗ 


zung der Steuerzahler bezüglich der direkten Steuern. breiten Grundlage beginnen. 


Ein Zoll von 5 bis 10 Prozent des Werthes — 


aber in der Regel nach Gewichtsſätzen erhoben — 
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daß Herr Carl Vogt, der im Nationalrath die An- 
gelegenheit im. Sinne der Malkontenten zur Sprache 
Austellungen 
Der 
Vorgang erinnerte inſofern an die jüngſte Kritik der 
Sicherheitsmaßregeln im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
Mit dem, was der Bundesrath Herr An- 
derwert gejagt hat, darf man in der Schweiz wie 


für 1000 Militen Mark Güter zollfrei eingegan⸗ 
gen. Würde ah nur die Hälfte davon mit einem 
Zolle belegt, derd Prozent des Werthes entſpricht, 
jo folgte darausſchon eine Steigerung der Zoll- 
einnahmen um ) Millionen Mark. 

Unter dem ſinanzlellen Moment tritt die Ten⸗ 
denz, die heimife Induſtrie, die „nationale Arbeit“ 
zu ſchützen, in en Hintergrund. Schutzzölle für 
einzelne Induſtrzweige ſollen als odioſe Privilegien 
in der Regel nigr ſtatthaben. Wenn die geſammte 
Einfuhr mit Zöles belegt iſt, hätte kein Induſtrie⸗ 
zweig Grund zur Beſchwerde. Mit der Roviflon 
der Grenzzölle a auch eine Revifion der Eiſen⸗ 
bahntarife Hand it Hand gehen, um, wle es in 
der außerordentlich ſcharfen Sprache heißt, den ein⸗ 
zelnen Staats⸗ ind Privateiſenbahn⸗Verwaltungen 
die Macht zu nehmen, die Geſetze für das wirth⸗ 
ſchaftliche Leben kr Nation durch hohe und wech⸗ 
ſelnde Einfubrpränien nach Willkür zu neutraliſtren. 
Soviel für heute über das vorliegende Schriftſtück. 
Die Erörterung der wirthſchaftspolitiſchen Au füh⸗ 
rungen des Reichskanzlers müſſen wir uns zunächſt 
noch vorbehalten. Auf die fo entwickelte Zollpolitik 
wied man um ſ weniger vorbereitet fein, als fie 
vom Reichskanzler im Reichstag 
ſcharf gegenübertritt. 


— Dee wenne bat a den 

ſelgendes Schreiben gerichtect 
Friedrichsruh, den 15. Dezember 1878. 

Nachdem der Bundesrath auf Grund der Vor⸗ 
lage vom 12. November I. J. die Einſetzung einer 
Kommiſſton zur Reviſion des Zolltaxifs beſchloſſen 
hat, beehre ich mich nachſtehend die Geſichtspunkte 
darzulegen und zur geneigten Erwägung zu ſtellen, 
welche mir bei dieſer Reviſton als leitende vorſchwe⸗ 
ben und in deren Richtung ich amtlich zu wirken 
beſtrebt bin 

In erſter Linie ſteht für mich das Intereſſe 
der finanziellen Reform: Verminderung der di⸗ 
iehten Steuerlaſt durch Vermehrung der auf in- 
direkten Abgaben beruhenden Einnahmen des 
Reiches. f 

Wieweit Deutſchland in der finanziellen Ent⸗ 
wickelung ſeines Zollweſens hinter anderen Staaten 
zurückgeblieben iſt, zeigt die unter 1 anliegende Urber- 
ſicht. Das hier dargeſtellte Verhältniß würde fich 
noch ungünſtiger für Deutſchland geſtalten, wenn zu 
den für Oeſlerreich⸗Ungarn, Frankreich und Italien 
aufgeführten Beträgen der Einnahme an Grenzzöllen 
die Summen hinzugefügt würden, welche dieſe Staa⸗ 
ten an Stellt des Zolls vom ausländiſchen Tabak 
in der Form des Monopolertrages bezlehen und 
wilche zu Gunſten der Gemeinden als Oktrot erho⸗ 
ben werden. 

Es beruht nicht auf Zufall, daß andere Groß⸗ 
ſtaa en, zumal ſolche mit weit vorgeſchrittener politi- 
ſcher und wirthſchaftlicher Entwickelung der Deckung 
ihrer Ausgaben vorzugsweiſe in dem Erteag der Zölle 
und indirekten Steuern ſuchen. 

Die direkte Steuer, welche in einem für jeden 
einzelnen Steuerpflichtigen im Voraus feſtgeſtellten 
Betrage dem einzelnen Beſteuerten abgefordert und 
nöthigenfalls durch Zwang von ihm beigetrieben 
wird, wirkt ihrer Natur nach drückender als jede 
indirekte Abgabe, die in ihrem Betrage ſowohl der 
Geſammtheit, als dem Einzelnen gegenüber an den 
Umfang des Verbrauchs beſteuerter Gegenſtände ſich 
auſchließt und ſoweit fie den einzelnen Konſumenten 
trifft, von dieſem in der Regel nicht beſonde rs, ſon⸗ 
dern in und mit dem Peciſe der Waaren entrichtet 
wird. In dem größten Theile Deuiſchlands haben 
die direkten Steuern einſchließlich der Kommunal⸗ 


Bundesrath 


wirthſchaftlich nicht gerechiſertigt erſcheint. Am meiſten 
leiden unter derſelben gegenwärlig diejenigen Mittel- 
klaſſen, deren Einkommen ſich etwa in der Grenze 
bis zu 6000 M. bewegt und welche durch exekuto⸗ 
rlſch beigetriebene oder über ihre Kräfte gezahlte di⸗ 
rekte Steuern noch häufiger als die Angehörigen der 
unterſten Steuerklaſſen in ihrem wirthſchaftlichen Be ⸗ 
ſtande untergraben weiden. Soll die Steuerreform, 
wie ich es für erforderlich halte, in ihren Erleich⸗ 
terungen bis zu dieſen Grenzen reichen, jo muß fie 
bei der Reviſton des Zolltarifs auf einer möglichſt 
Je ergiebiger man 


ei Zollſyſtem in finanzieller Hinſicht geſtaltet, um 


fo größer werden die Erleichterungen auf dem Ge⸗ 


Denn es verſteht ſich von ſelbſt, daß mit der 
Vermehrung der indirekten Einnahmen des Reiches 
nicht eine Erhöhung der Geſammtſteuerlaſt bezweckt 
werden kann. 
nicht durch die Höhe der Einnahmen, ſondern durch 
die Höhe des Bedarfs bedingt, durch die Höhe der 
Ausgaben, welche im Einverſtändniß zwiſchen Regie⸗ 
rung und Volksvertretung als dem Bedürfniß des 
Reichs oder Staats entſprechend feſtgeſtellt wird. 
Höhere Einnahmen zu erzielen, als zur Beftreitung 
dieſes Bedürfniſſes unbedingt erforderlich ſind, kann 
niemals in der Abſicht der Regierungen liegen. Die⸗ 
ſelben haben nur dahin zu ſtreben, daß das Erfor⸗ 
derliche auf die relativ leichteſte und erfahrungs⸗ 
mäßig minder drückende Weiſe 
Jede Steigerung der indirekten Einnahmen des 
Reiches muß deshalb die nothwendige Folge ha⸗ 
ben, daß von den direkten Steuern oder von ſol⸗ 
chen 
Staatswegen etwa aus beſonderen Gründen nicht 
mehr wünſchenswerth erſcheint, jo viel erlaſſen oder 
an Kommunal⸗Verbände überwieſen wird, als für 
die Deckung der im Einverſtändniſſe mit der Volks⸗ 
vertretung feſtgeſetzten Staats⸗Ausgaben entbehrlich 


Das Maß der Geſammtſteuerlaſt iſt 


aufgebracht werde. 


indirekten Steuern, deren Erhebung von 


wird. 

Nicht in Vermehrung der für die Zwecke des 
Reichs und der Staaten nothwendigen Laſten, ſon⸗ 
dern in der Uebertragung eines größeren Theiles der 
unvermeidlichen Laſten auf die weniger drückenden 
hediretten Steuern, heſteht das Weſen der Finanz- 


reform, zu deren Verwirklichung auch die Zolltarlf⸗ 8 


Reviſion dienen ſoll. 


Um eine dieſer Rückſicht entſprechende Grund⸗ 
lage für die Reviſton zu gewinnen, empfiehlt es ſich 
meines Erachtens, nicht bloß einzelne Artikel, welche 
ſich dazu beſonders eignen, mit höheren Zöllen zu 
belegen, ſondern zu dem Prinzip der Zollpflichtigkeit 
aller über die Grenze eingehenden Gegenſtände, wel⸗ 
ches in der preußiſchen Zollgeſetzgebung vom Jahre 
1818 an als Regel aufgeftellt war und fpäter in 
der allgemeinen Eingangsabgabe des Vereins⸗Zollta⸗ 
rifs bis zum Jahre 1865 ſeinen Ausdruck fand, 
zurückzukehren. 

(Der Zollſa in dem bis vor 13 Jahren 
gültigen Tarif Preußens und des Zollvereins war 
für alle im Tarif nicht als zollfrei benannte Eln⸗ 
fuhr gegenſtände 15 Sgr. für den Ctr.) 

Von dieſer allgemeinen Zollpflicht würden dle⸗ 
jenigen für die Induſtrie unentbehrlichen Rohſtoffe 
auszunehmen fein, welche in Deu'ſchland gar uicht 
(wie z. B. Baumwolle) und nach Befinden auch 
die, welche nur in einer ungenügenden Quantität 
oder Oualttät erzeugt werden können. 

Alle nicht beſonders ausgenommenen Gegen⸗ 
fände ſollten mit einer Eingangsabgabe belegt ſein, 
die nach dem Werthe der Waaren und zwar unter 
Zugrundelegung verſchiedener Progentfäge, je nach 
dem Bedarft der einheimiſchen Produktion, abzuſtufen 
wäre. Die hiernach zu bemeſſenden Zollſätze wür⸗ 
den auf Gewichtseinheiten, wie dies in dem beſte⸗ 


henden Zolltarif die Regel iſt, zurückzuführen und 


danach zu erheben fein, ſoweit nicht nach der Na⸗ 
tur des Gegenſtandes eine Erhebung des Zolls per 
Stück (wie bei dem Vieb) oder unmittelbar nach 
dem Werth (wie bei Eiſenbahnfahrzeugen, eifernen 
Flußſchiffen) ſich mehr empfiehlt. 

Nach den Veröffentlichungen des kalſerlichen 
ſtatiſtiſchen Amts (Statiſtik des deutſchen Reiches, 
Band XXXII., S. II. 93) betrug im Jahre 1877 
der geſchätzte Werth der Waareneinfuhr (Eingang in 
den freien Verkehr) rund 3877 Millionen Mark. 
Hiervon fallen laut Anlage 2 auf bisher zollfreie 
Artikel rund 2853 Milteeen Mark. 

In dieſer Summe iſt der Werth einer Reihe 
von Artikeln enthalten, welche auch in Zukunft zoll⸗ 


2 


frei zu laſſen fein werden, weil fie unter die oben 


bezeichnete Kategorie der für die Induſtrie une 


behrlichen Rohſtoffe fremder Herkunft fallen oder 
weil ſie, wie gemünztes Metall, ſich ihrer Natur 
nach nicht zu einem Gegenſtande der 
eignen. 3 ’ 

Außerdem würden die Poſttionen in Abzug zu 
bringen ſein, für welche etwa auch in Zukunft die 
Freiheit der Durchfuhr anderen Ländern vertrags⸗ 
mäßig gewährleiſtet oder im Intereſſe des Verkehr⸗ 
geſetzlich zugelaſſen werden ſoll. Es kommt ferne, 


in Betracht, daß die Belegung jetzt zollfreier Ars 


tikel auch mit einer mäßigen Eingangsabgaber 
doch Einfluß auf den Verbrauch dieſer Artikel üben kan u 


Verzollung 


von 2853 Niltonen Mark abzuſetzen 


auf die Geſammteinfuhr ergeben ſollte. 


Welcher Betrag hiernach an der obigen Summe | Theil und oft das Ganze des Zo zu übernehmen noch in der heutigen Sitzung des hohen Abgeord⸗ 
wäre, um und feinen bisherigen Gewinn ußieſen Betrag zu netenhauſes zur gefälligen Verleſung gelangen zu 
nach meinem vermindern. Daß Grenzzölle auf che Gegenſtände, laſſen.“ 
Voꝛſchlag künftig der Zollpflicht unterliegenden Ge⸗ ö 
genſtände zu ermitteln, — dies läßt ſich mit irgend ländiſchen Produzenten für das inzielle Ergebniß der Lage wäre, zahlreiche Zuſtimmungskundgebungen 
Wollte man mit herar ziehen, geht aus der nterefje hervor, zu ſeiner Rede bekannt zu geben, er thue dies aber 
indeſſen auch annehmen, daß ſelbſt die Hälfte der] welches überall das Ausland geg 
was ohne Zweifel zu Erhöhung derartiger Grenzzölle 
hoch gegriffen iſt — als Werth auch künftig zoll⸗ 
freier Ein⸗ und Durchfuhr in Abzug kommen müßte, 
jo bliebe immerhin noch eine, jetzt zollfreie, künftig dem der erhöhte Zoll zur Laſt fi, 


den Geſammtwerth der jetzt zollfreien, 


welcher Zuverläſſigkeit nicht berechnen. 


obengenannten Summe — 


und nach den urſprünglichen, 


lionen Mark. g 

Wird ferner angenommen, daß 
künftig zu erhebenden Eingangsabgaben 
durchſchnittlich 5 Prozent des Werthes betrügen, 


nahmen auf 70 Millionen Mark belaufen. 


Die er Veralehrung der Zolleinnahme wü de 


eine weſentiſche Erhöhung der Zollerhebungs⸗ 
Verwaltungskoſten nicht gegenüberſtehen, da 
wenn auch nur ſummariſche Reviſton der die 
grenze paſſirenden zollfreien Güter 
ſtattſindet. 


auch zur Verzollung aller jetzt zollfreien, 
zollpflichtigen Gegenſtände 
in ſehr erheblichem Maße zu erweitern ſein; 


vielfach nur noch beſſer ausgenutzt und 
gemacht werden, als es jetzt der Fall iſt. 


Wenn hiernach vom finanziellen Geſichtspunkte der Eiſenbahntarife nothwendig Dad in Hand ge⸗ 
aus, auf welchen ich das Hauptgewicht lege, die 
von mir befürwortete Wiederherſtellung der Regel Staats- 
allgemeiner Zollpflicht ſich empfiehlt, ſo läßt ein ſol⸗ 
in volks⸗ 


ches Syſtem ſich meines Erachtens auch 
wirthſchaftlicher Beziehung nicht anfechten. 5 

Ich laſſe dahingeſtellt, ob ein Zuſtand voll⸗ 
kommener, gegenſeitiger Freiheit des internationalen 
Verkehrs, wie ihn die Theorie des Freihandels als 
Ziel vor Augen hat, dem Intereſſe Deutſchlands 
entſprechen würde. So lange aber die metſten der 
Länder, auf welche wir mit unſerem Verkehr ange⸗ 
wieſen ſind, ſich mit Zollſchranken umgeben, und 
die Tendenz zur Erhöhung derſelben noch im Stei⸗ 
gen begriffen iſt, erſcheint es mir gerechtfertigt 
und im wirehſchaftlichen Jatereſſe der Nation ge⸗ 
boten, uns in der Befriedigung unſtrer finanziel⸗ 
len Bedürfniſſe nicht durch die Beſorgniß einſchrän⸗ 
ken zu laſſen, daß durch bieſelben deutſche Pro⸗ 
dukte eine geringe Bevorzugung vor ausländiſchen 
erfahren. 

Der jetzt beſtehende Vereinszolltarif enthält ne⸗ 
ben den reinen Finanzzöllen eine Reihe von mäßigen 
Schutzzollen für beſtimmte Inbuſtriezweige. Eine 
Biſetttgung oder Verminderung dieſer Zölle wird, 


„ zit bei der gegenwärtigen Lage der Induſtiie, 
nicht rathſam erſchetnen; vielleicht wird ſogar bei 


manchen A tikeln im Intereſſe einzelner beſos ders 
leidender Zweige der heimiſchen Induſtrie, je nach 
dem Ergebauß der im Gauge befindlichen Enqueten 
eine Wiederherſtellung höherer oder Erhöhung der 
gegenwärtigen Zollſätze ſich empfehlen. 

Schugzolle für inzelne Induſtriezweige aber 
wirken, zumal wenn fie das durch die Rückſicht auf 


den finanzallen Ertrag gebotene Maß überſchreiten, 


wie ein Privilegium und begegnen auf Seiten der 
Vertreter der nicht geſchützten Zweige der Erwerbs 
thätigkeit der Abneigung, welcher jedes Petvilegium 
ausgeſetzt iſt. Dieſer Abneigung wird ein Zollſyſtem 
nicht begegnen können, welches innerhalb der durch 
das finanzielle Intereſſe gezogenen Schranken, der 
geſammten inländiſchen Produktion einen Vorzug 
vor der aueländiſchen Produktion auf dem ein⸗ 
heimiſchen Markt gewährt. Eln ſolches Syſtem 
wird nach keiner Seite hin drückend erſcheinen 


können, weil ſeine Wirkungen ſich über alle produ⸗ 


zirenden Kreiſe der Nation gleichmäßiger vertheilen, 
als es bel einem Syſtem von Schutzzöllen für 
einzelne Induſtriezweige der Fall iſt. Die Minder⸗ 
heit der Bevölkerung, welche überhaupt nicht pro⸗ 
duzüt, ſondern ausſchließlich konſumirt, wird durch 
ein die geſammte nationale Produktion begünſti⸗ 
gendes Zollſyſtem ſcheinbar benachthelligt. Wenn 
indeſſen durch ein ſolches Syſtem die Geſammtſumme 
der im Inland erzeugten Werthe vermehrt und da⸗ 
durch der Volkswohlſtand im Ganzen gehoben wird, 
jo wird dies ſchließlich auch für die nicht produ⸗ 
zirenden Theile der Bevölkerung und namentlich für 
die auf feſtes Geldeinkommen angewieſenen Staais- 
und Gemeindebeamten von Nutzen fein; denn es 
werden der Grſammtheit dann die Mittel zur Aus- 
gleichung von Härten zu Gebote ſtehen, falls ſich 
in der That eine Erhöhung der Proeiſe der Lebens⸗ 
bedürfniſſe aus der Ausdehnung der Zollpflichtigkeit 
Eine ſolche 
Erhöhung wird jedoch in dem Maße, in welchem fie 
von den Konſumenſen befürchtet zu werben pflegt, 
bei geringen Zöllen vorausſichtlich nicht eintreten, 
wie ja auch umgekehrt nach Aufhebung der Mahl⸗ 
und Schlachlſteuer die Brod⸗ und Fleiſchpreiſe 
in den früher davon betroffenen Gemeinden 
nicht in einer bemerlbaren Weiſe zurückgegangen find. 

Eigentliche Finanzzölle, welche auf Gegen⸗ 
ſtände gelegt ſind, die im Inlande nicht vorkommen 
und deren Einfuhr unentbehrlich iſt, werden zum 
Shell den Inländer allein treffen. Bei Artikeln da⸗ 
gegen, welche das Inland in einer für den einhei⸗ 
miſchen Verbrauch ausreichenden Menge und Beſchaf⸗ 
fenheit zu erzeugen im Stande iſt, wird der auslän- 
diſche Produzent den Zoll allein zu tragen haben; 
um auf dem deutſchen Markte noch konkurriren zu 
können. In ſolchen Fällen endlich, in denen ein 
Theil des inländiſchen Bedarfs durch auswärtige 
Zufuhr gedeckt werden muß, wird der ausländiſche 
Konkurrent neiſt genöthigt fein, wenigſtens einen 


bis 1865 gültigen Erhöhung dem ausländiſchen Proſenten gleichgül⸗ 
Grundſätzen Preußens und des Zollvereins zoll⸗ 
pflichtige Einfuhr im Werthe von etwa 1400 Mil- 


die hiervon den ſonſtigen Verhältniſſen, welche uf die Höhe ber und von dieſem abhängigen Gemeinden, ſowie von 

auch nur Waarenpreſſe von Einfluß find, 
0 ſo zurück. Gegenüber den Preisſch 
würde fi die Vermehrung der jährlichen Zollein⸗ 


und nung der Maktplätze von einaur bedingt wird, deutſchen Grenzſtädten, beſonders in Teplitz, Eger 
t kann ein Zoll, der etwa 5 bis 0 Prozent vom und Karlsbad Adreſſen beſchloſſen worden, worin der 
Zoll 
jetzt ebenfalls] mäßig geringen Einfluß auf denſtaufpreis üben. wird. 
Die beſtehenden Einrichtungen an der Andere 
Zollgrenze und im Innern würden vorausſichtlich ſätze 
künftig wirken in dieſer Beziehung viel eichnetdender ver⸗ gens als unzweifelhaft, daß die jo großes Aufſehen 
ausreichen oder doch nicht möge der Einfuhrprämie, 
fe zum vielfachen Betrage jedes von Reiche auſzule Studenten Wiens in unmittelbarem Zuſammenhang 
würden durch Vermehrung der zollpflichtigen Artikel] genden Zolles, auf Koſten der deuthen Produktion, mit dem Auftreten des Abgeordneten für Zwettl 

einträglicher | gewähren. 


welche auch im Inlande erzeugt rden, den aus⸗ Hierauf erklärte Herr v. Schönerer, daß er in 


Einführung und nicht, weil er es mit dem Parlamentarismus nicht 
irgend einem vereinbar halte, daß man Mißbilligungs⸗ und Bei⸗ 
Gebiet an den Tag legt. im praktiſchen fallsbezeugungen nach jeder Rede zur Kenntniß des 
Leben wirklich der inländiſche Kſument es wäre, Hauſes bringe. Er ſet aber bereit, jedem Abgeorb⸗ 
ſo würde die neten außerhalb des Hauſes Rede zu ſtehen, der an 
f ſeinen Worten irgend welchen Zweifel hegte. In 
tiger ſein. . einer Zuſchrift an die „D. Ztg.“ erklärt v. Schö⸗ 

Soweit hiernach der Zollpem inländiſchen neter, daß die im Abgeordnetenhauſe verleſenen 
Konſumenten überhaupt zur Laſt ft, tritt er hinter Mißtrauens-Telegramme von dem Kloſterſtift Zwettl 


der Regel weit ſolchen Perſönlichkeiten herrühren, die bei ſeiner Wahl 
kungen, welche ſich als feine eutſchiedenen Gegner bekannt haben, 
bei beſtimmten Waarengattungen dch den Wechſel daß alſo die Mißbilltgung dieſer Leute noch kein 
im Verhältniß von Angebot und Kran oft bin- | Mißtrauen des Wahlbezirks bedeute. 

nen kurzer Zeit und bei geringeörtlicher Entfer⸗ Wie aus Karlsbad gemeldet wird, ſind in den 


\ 


Werth der Waare beträgt, nur nen verhältniß-| Entrüſtung über Schönerers Rede Ausdruck gegeben 
Der Artikel der „Nat.⸗Ztg.“ über den Vor⸗ 
Momente, wie die Ungleichtten der Fracht⸗ gang wird von der Mehrzahl der Zeltungen abge⸗ 
bei den Differenzialtarifen er Eisenbahnen, druckt und beifällig kommentirt. Es erſcheint übri⸗ 


die fie dn Auslande oft erregende Auflöſung des Pefevereins der deulſchen 


Ich bin deshalb auch ir Ueberzeugung, ſteht. In dem Stalthaltereidektet, welches die Auf⸗ 
daß mit der Reviſion der Grenzzöe eine Reviſton löſung ausſpricht, wird beſondertz auf den letzten 
Jahresbericht des Vereins Bezug genommen, in wel⸗ 
hen muß. Es kann auf die Dau den einzelnen chem kein anderer als der folgende Paſſus von dem 
und Privateiſendahnverwalingen nicht die Statthalter als yſtaatsgefährlich“ bezeichnet werden 
Berechtigung verbleiben, der wirthſchftlichen Geſetz⸗ konnte. Es heißt da: „Die Zahl der Ehrenmit⸗ 
gebung des Reiches nach eigenem Eneſſen Konkur⸗ glieder unſeres Vereins wurde vermehrt durch Herrn 
renz zu machen, die Handelspolitik ber verbündeten Reſchsrathsabgeordneten Georg Ritter v. Schönerer, 
Regierungen und des Reichstages nach Willkür zu deſſen Perſönlichkeit ſchon längſt ſich die Sympathien 
neutraliſtren und das wirthſchaftlich Leben der Na- unſcrer Kreiſe erworben und der wiederholt in werk 
tion den Schwankungen auszuſetzen, welche im Ge⸗ thätiger Wiiſe ſeiner Theilnahme für unſere Beſtre⸗ 
folge hoher und wichſelnder Einfuynrämien für ein⸗ bungen Aus bruck gegeben hatte.“ 
zelne Gegenſtände notzwendig eintrern. Die Aaflöſung des Vereins gab in de Sonn ⸗ 
Die Rückkehr zu dem Piinzip der allgemeinen abend⸗Sitzung des Abgeordnetenhauſes ebenfalls An⸗ 
Zollpflicht entſpricht der jetzigen Lag unferer han⸗ laß zu einer kleinen Demonſtration. Der Abgeord⸗ 
delspslitiſchen Verhältniſſe. Nachdei der Verſuch, nete für Iglau, Dr. E. Sturm, überreichte nämlich 
mit Oeſterreich-Ungarn einen neuen Tarifvertrag zu | eine Petition des Obmanns des aufgelöſten Leſe⸗ 
vereinbaren, ꝛeſpektive den bisherigen zu prolongiren, verelns, betreffend Abänderung des Vereinsgeſetzes. 
geſcheitert if, ind wie (abgefeyen ton den in den Die öffentliche Meinung Wiens, obwetl fie das 
Verträgen mit Belgien und der Schweiz enthaltenen | Auftreten des Herrn von Schönerer auf das Ent- 
Tarifbeſtimmungen) in bas Recht ſelbſtſtändiger Ge⸗ ſchiedenſte verurtheilt, kann, wie es ſcheint, das 


Die „Neue Freie Preſſe“, 
Dieſes In⸗ deren ſpezifiſches Oeſterreicherthum ſchon zur Ber 
tereſſe wird vielleicht demnächſt zu neuen Berhand- nüge bekannt ſſt, bemerkt bei Beſprechung dieſer 
lungen über Tarifverträge mit dern Aland fcb, wolgunge: N f 
Socken aber ſolche Berbanhiunsen wit der Ausſiiht „Wan die Hingebung ver ſtudiienven Jugend 
Deutſchland glücllehen Erfolg begon- n den deutſchen Natlonalitäts⸗Gedaufen jo vielem 
nen werken, ſo iſt es nöthig, vorher auf dem auto. Mißtrauen begegnet, jo ſollte doch das Eine nicht 
nomen Wege ein Zollſyſtem zu ſchaffen, welches vie vergeſſen werden, daß die Tradition Oeſterreichs eine 
geſammte inländiſche Produktion ter auslanviſchen deutſche iſt Dieſe Tradition kann nicht beſtritten 
gegenüber in die möglichſt günſtige Lage bringt, werden. Die ältere Generation iſt in den Staate 
Dem Bundesrat ſtelle ich ergebenſt anhtim, ſchulen gleichmäßig zu öſterreichiſchem und deulſchem 
die vorſtehenden Bemerkungen der Kommiſſion, Patriottemus herangezogen worden; öſterreichiſch und 
welche behufs der Reviſion des Zolltarifs zufolge deutſch waren keine Gegenſätze. Wohl haben die 
des Beſchluſſes vom 12. d. M. eingeſetzt wird, zur Schlacht bei Königgrätz und der Prager Friede, in⸗ 
Erwägung gefälligſt überweiſen zu wollen. dem dieſe großen hiſtsriſchen Ereigniſſe Oeſterreich 
v. Bismarck. aus Deutſchland hinauswieſen, dieſe Synonymität 
— Nach einem neuen Statut beſtehen bei aufgehoben. Aber iſt ein Decenntum hinreichend, 
jeder Ober poſtdirektion Kleierkaſſen zur „Beſchaffung um eine taujenpjährige Zuſammengehörigkeit vergeſſen 
preiswürdtger und gleichmäßiger Dienſtkleidung für zu machen und im Bewußtſein der nachwachſenden 
die „Unterbeamten“. Der Beitritt ſteht jedem in] Jugend, deren Eltern no von der deutſchen Tra⸗ 
unmittelbarem Amtsverhältniſſe zur Poſt und Tele- dition erfüllt find, zu verwiſchen? Das ganze 
grappie ſtehenden Unterbeamten frei, doch können der Deutſchland ſoll es fein: — war einſt auch in 
Kaſſe auch ſolche Verkehrsanſtalten⸗Vorſteher, welche] Oeſterreich der Lerchenſchlag eines aubrechenden Mor⸗ 
Vergütungen aus der Poſtkaſſe auf die Unterhaltung gens; und das will nicht jo raſch aus dem Ge⸗ 
von Pribat⸗Unterbeamten empfangen, zu Gunſten dächtniſſe verſchwinden. Geſthichtlich überwuchert da⸗ 
dieſer letzteren beitreten. Perſonen, welche zur dau- her leicht der deutſche Nationalitäts⸗ Gebaute in der 
ernden Beſchäftigung als ſtändige oder nichtſtändige deutſchen Jugend Oeſterreichs. Zudem hat dieſelbe 
Hülfsboten bei den Poſt⸗ und Talegraphen⸗Dienſt⸗ das phänomenale Erſtehen eines großen mächtigen 
ſtellen angenommen werden, iſt bie Verpflichtung deutſchen Reiches geſehen, eine Erſcheinung, welche 
zum Beitritt aufzuerlegen. Die Kaffe liefert in ihre leicht erregbare Phantaſte gefangen nimmt und 
regelmäßig wiederkehrenden Zeitabſchnitten eine Mütze, welcher leider in Oeſterreich keine ähnliche, die Phan⸗ 
ein Tuchbeinkleid, einen Amtorock und einen Amts- taſie anregende und feſſelnde Geſtaltung entgegenge⸗ 
paletot. Die aus der Poſtkaſſe zu den Anſchaffungs⸗ ſeßt werden kann. Der Dualismus iſt wahrlich 


unſer eigenes Intereſſe m 


auf einen fü! 


koſten zu leiſtenden Zuſchüſſe werden nach den ſich nichts, daß ſich in die Herzen der Jugend wie ein N 
De Diejenigen Mit- leuchtendes Ideal einſchmeicheln kann; er iſt ein 


darbietenden Etatömitteln bemeſſen. ; 
glieder, für weſche ein Zuſchuß aus der Poſtkaſſe Berftandespsonuft, welches die Herzen erkältet, nicht 
auf die Beſchaffung der Amtskleidung gewährt wird, erwärmt. Wir kennen dieſſeits der Leitha einen 
haben die von ihnen ſtatutenmäßtg zu entrichtenden öſterreichiſchen Patristismus, wie man jenſeits der 
jährlichen Betträge beim Beginne des Etatsjahres Leitha einen ungariſchen Patriotismus kennt; für 
in einer Summe oder zwei Theilbeträgen im voraus einen öſterreichtſch⸗ ungariſchen Patriotismus iſt 


ſtädtiſchen Behörden Colbergs ſowie der Kreisaus⸗ 
ſchuß und das dortige Seglerhaus thun alle Schritte, 
um dieſe neue traurige Einrichtung zu verhindern. 


Reichs poſt⸗ und Telegraphen⸗Gebäude aufgenommen 


zu bezahlen. Ein Rücktritt von der Kleiderkaſſe it 
den Hnterbeamten nur im Falle des Ausſcheldens 
aus dem Amte geſtattet. 

Ausland. 


Wien, 22. Dezember. Die Auslaſſungen des 


Abgeordneten von Schönerer im Abgeordnetenhauſe 
wären wohl am beſten mit Schweigen zugedeckt wor⸗ 
den. Statt deſſen bewezt man ſich in einem Auf⸗ 
wand von Remonſtrationen und Lvpalitätsbetheuerun⸗ 
gen, welche eigentlich jenem a Vorfall ein 
Relief geben. In der Sonnabendfitzung ließ der 
Bräfivent ein Telegramm aus dem Wahlkreiſe des 
Abg. von Schönerer zur Borlefung bringen, in dem 
es heißt: ; 
„Die Gefertigten proteſtiren, vollkommen über- 
zeugt von der Zuſtimmung und im Namen des ge 
ſammten Wahlbezirks Zwettl, auf das Entſchtedenſte 
gegen die von ihrem Abgeordneten R. v. Schönerer 
in der 409. Sitzung vom 18. Dezember gethane 
Aeußerung, als ob ſie ſich danach ſehnen würden, 
preußiſch zu werden. 
Sie betheuern feierlichſt hiermit ihre treue An⸗ 
hänglichkeit an ihr öſterreichiſches Vaterland, ihre 
aufrichtige Liebe und Ergebenheit gegen das Aller⸗ 
höchſte Kaiſerhaus und bitten, dieſe Erklärung 


2 


die Doppel-Seele hühen und drüben nicht ger 

n.“ 
nen Die „Deniſche Zeitung“ urtheilt in gleicher 
Weiſe; ſie ſchreibt: N 

„Sollte in der That die Pflege des deutſch⸗ 
nationalen Geiſtes und das Erglühen für alles 
Schöne und Gute Gefahr irgend welcher Art für 
die öſterretchtſch⸗ungariſche Monarchie in ſich bergen, 
dann ſtünde es um die Zukunft berfelben ſchlimm. 
Denn durch Polizeiverbote laſſen ſich weder das na⸗ 
tionale Gefühl noch der Idealismus aus der Bruſt 
der Jugend reißen. Zum Glück für unſer Staats 
weſen liegen die Dinge nicht ſo. Man kann ein 
guter Deutſcher ſein, ohne den öſterreichiſchen Pa⸗ 
triotismus abzuſtreifen.“ 


Provinzielles. 

ttin, 24. Dezember. Einer Bekanntmachung 
des Reichskanzleramtes zufolge iſt auf Grund der 
Vorſchriften im § 9 Nr. 2 des Geſetzes über die 
Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht im Frie⸗ 
den der Betrag der für die Naturalverpflegung zu 
gewährenden Vergütung für das Jahr 1879 dahin 
feſtgeſtellt worden, daß an Vergütung für Mann und 
Tag zu gewähren if: 


mit Brod: ohne Brod: 4 


3. für die volle Tageskoſt 80 Pfg. 65 Pfg. 
b. »Mittagskoſt 40 35 
9. Abendkoſt 25 20 
d. Morgenkoſt 15 107 


— Die Direktion der königlichen Oſtbahn hat 


beſchloſſen, auch auf der Eiſenbahnſtrecke Bel 
gard⸗Coldberg den Betrieb für Sekundär- 5 


bahnen vom 1. April 1879 an einzuführen. Die 


Vorläufig hat der Minifter die Genehmigung noch 


Swinemünde, 21. Dezember. Vor einiger 1 
Zeit hatte der hiefige Photograph Politzky ver⸗ 
ſchiedene Anſichten von dem hier neu erbauten 


und ſelbige dem Herrn General⸗Poſtmeiſter über⸗ 
ſandt. Darauf iſt dem genannten Photographen 


Poſt- und Telegraphenweſen zur Aufbewahrung über- 
wieſen worden ſeien. 


nigliche Untverſität hat in Veranlaſſung der glück⸗ 
lichen Geneſung und Rückkehr Sr. Majeſtat des 
Kaiſers und Königs folgende Adreſſe an Allerhöchſt⸗ 
dieſelben erlaſſen: a k 
„In tiefſter Ehrfurcht und bewegt von dem 
innigſten Dankgefühle nahen Ew. Mafeftät die 
treugehorſamſt unterzeichneten Rector und Koneil 
Allerhöchſt⸗ Ihrer Univerſttät Greifswald. Die 


Majeſtät getreuen Unterthauen das Glück gewährt, 
den über Alles geliebten Herrſcher in neu gekräf⸗ 


ſeyen; geheilt find die Wunden, welche die tücki⸗ 
nicht ſo ſchnell kann die ſchmerzliche Wunde ver⸗ 
narben, welche tief das Herz dis Volkes getroffen: 
das Gedächtniß der feigen Frevelthaten miſcht 
rung an die Möglichkeit, daß finſtere Gewalten 
Ew. Majeſtät Lebensabenv verklärt, zu zeiſtören. 
ſchen ſchult, ſeine Seele nicht zur Sittlichkeit zu 
läutern vermag, 


ferer Erfaſſung der ihnen zugewieſenen Aufgabe. 


Das geloben Ew. Majeſtät treu gehorſamſte 


Rector und Koncil. 
Greifswald, am 5. Dezember 1878.“ 


Darauf haben Se. Majeſtät wit folgendem g 
Allerhöchſten Erlaß vom 18. d. Mis. huldvolſt zu 


antworten geruht: N 
„Mit Befriedigung habe Ich die Mir vom 


Rektor und Konzil der Univerſitat Greifswald 


nicht ertheilt, ſondern die kgl. Regierung in Cöslin 
zur Berichterſtattung aufgefordert. 2 


auf Veranlaſſung des Letzteren ein Schreiben zuge⸗ 
gangen, in welchem für die Sendung der Dank aus⸗ 
geſprochen und gleichzeitig die Mittheilung gemacht 

wird, daß die gedachten Anſichten dem Muſeum für 9 


Greifswald, 21. Dezember. Die hieſige Kö⸗ 1 


tigter Geſundheit in ihre Mitte zurückkehren zu 


neue Bitterkeit in die Freuden über Ew. Maje⸗ fe 
ſtät Geneſung: Mit Grauen erfaßt uns Erinne⸗ 


es wagen durften, den glanzvollen Frieden, der 


Die erſchütternde Wahrnehmung, daß wiſſenſchaft⸗ 
liche Arbeit, welche nur den Verſtand des Men⸗ 


fle wird und ſoll den Unider⸗ 
fiiäten eine unvergeßbare Mahnung ſein zu lie⸗ 


5 


gnädige Fügung der göttlichen Vorſehung hat Ew. für 


ſche Hand des elenden Mörders geſchlagen. Aber ab 


am 5. d. M. zu Meiner Geneſung und Rück- men 


kehr nach Berlin gewidmete Abreſſe entgegenge⸗ 
nommen. Für Ihre Theilnahme dankend, hat 
Mir Ihre Auffaſſung zu hoher Befriedigung ge⸗ 
reicht, aus der Wahrachmung, daß die wiſſen⸗ 


ſchaftliche Bildung des Verſtandes allein nicht die 


ſittliche Läuterung des Menſchen zur Folge habe, 


Veranlaffung zu nehmen, die Aufgabe der Uni⸗ g 


verfität tiefer zu erfaſſen. Voll Vertrauen auf 
Ihr hierauf gerichteles Streben, kann Ich nur 
wünſchen, daß die darin liegende Eekenntniß ſich 
zum Gemeingut aller Kreiſe wiſſenſchaftlicher 
Thätigkeit geſtalten möge. Dann 


wird te 


1 
. 


Mahnung ſich zu einem wirkſamen Mittel erwei⸗ von 


tern, die Nation wieder zu einer Denk⸗ und 


Empfindungsweiſe zu erheben, welche allein ben 


würdigen Ausgleich für manche in unſeren Tagen 


nur allzu offen hervortretende verderbliche Irrung 


gewähren kann. 
Berlin, den 18. Dezember 1878. 


Wilhelm. 
An Rektor und Konzil der Univerſität Greifs⸗ 
wald. f Li ’ an 
5 Viehmarkt. 


Berlin, 28. Dezember. Es ſtanden zum Ver⸗ 


kauf: 1203 Rinder, 6385 Schweine, 1265 Kälber, 
2147 Hammel. 5 
Für den heutigen Markt iſt wieder durchweg 
mattes und lebloſes Geſchäft zu verzeichnen. — 
Der Export von Wiederkäuern iſt durch die Sperre 
immer noch ſtiſtirt und für den geringen Lokalbedarf 
war der Auftrieb überall zu ſtark ausgefallen. — 
Es wurden daher uur Kälber ſehr langſam ge⸗ 


räumt, während alle übrigen Biehgattungen ſtarken 


Ueberſtaud hinterlteßen und zum Theil die letzten 
e nicht erreichten. i 
e 15 6667, Sekunda 54-57, 
Tertia 47 — 49 Mark pro 100 Pfund Schlacht⸗ 
gewicht. 
a e Mecklenburger 45 — 46, Land⸗ 
ſchweine 42 — 44, Ruſſen 36—37 Mark pro 
Pfund Schlachtgewicht. — Bakuner wurden 
faſt gar nicht begeyrt und erhielten nur 40 Mark 
bei 55 Pfund Thara. 8 i 
Kälber 35 — 55, in wenigen Fäklen 60 Pf. 
pro 1 Pfund Schlachtgewicht. 1. 
Telegraphiſche Depeſchen. 
Jellalabad, 20. Dezember. Offtztell. Jella⸗ 
labad iſt heute von den engliſchen Truppen beſetzt 
worden. Die Einwohner nahmen die Truppen 
freundlich auf. Hier iſt Alles ruhig, während in 
dem Lande über Jellalabad 
Anarchie herrſcht. 8 


hinaus und in Kabul 


